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Wohnungseigentum: Eigentümer  
entscheiden über Baumaßnahmen selbst 

In der Praxis kommt es nicht 
selten vor, dass Wohnungsei-
gentümergemeinschaften die 
Entscheidung über die Durch-
führung von Arbeiten und die 
Auftragsvergabe auf den Ver-
walter delegieren. Manchmal 
wird beschlossen, dass der 

Beirat bei der Entscheidung der 
Verwaltung mitwirken soll. Das 
mag praktikabel sein, ist aber 
rechtlich sehr bedenklich und 
in aller Regel unzulässig. 
Ein Beispiel: Die Eigentümer 
beschließen, eine Mauer aus 
Klinkersteinen durch eine Be-

tonpalisadenmauer zu ersetzen. 
Was konkret gemacht werden 
sollte, wird nicht beschlossen. 
Die Maßnahmen sollen durch 
eine Sonderumlage finanziert 
werden. Die dazu gefassten 
Beschlüsse werden gericht-
lich angefochten und sowohl 
vom Amtsgericht als auch vom 
Landgericht Berlin für ungültig 
erklärt (LG Berlin, Urteil vom 
20.01.2015 - 55 S 130/14 WEG). 
Warum? Für das Gericht war in 
den Beschlüssen zu Vieles un-
klar. Der Beschluss, die Mauer 
durch “eine Betonpalisaden-
mauer” zu ersetzen, war den Ge-
richten nicht bestimmt genug. 
Da es Betonpalisaden in unter-
schiedlicher Form, Farbe, Höhe, 
Breite und Tiefe gibt, hätte der 
Beschluss die Ausführung ge-
nauer definieren müssen. Denn: 
Die Eigentümer haben nicht nur 
darüber zu entscheiden, ob eine 
neue Mauer errichtet werden 
soll, sie müssen auch darüber 
entscheiden, wie dies 
auszuführen ist. 
Aus dem Be-
schluss ging 
außerdem 

hervor, dass eine Bemusterung 
der Ausführungsart nur mit den 
interessierten Wohnungseigen-
tümern vor Ort abgestimmt 
werden sollte. Der Verwalter 
sollte sich die Meinung dieser 
interessierten Eigentümer an-
hören und dann selbst nach bil-
ligem Ermessen eine Entschei-
dung treffen. Das widerspricht 
ordnungsmäßiger Verwaltung. 
Auch das genaue “Wie” der Aus-
führung von Baumaßnahmen 
muss von den Eigentümern de-
finiert werden. Nur ausnahms-
weise, wenn eine Ermächtigung 
zu einer bestimmten Ausfüh-
rungsart für die Eigentümerge-
meinschaft nur zu einem sehr 
überschaubaren finanziellen 
Risiko führt und die grundsätz-
liche Verantwortlichkeit für den 
Beschluss bei den Eigentümern 
bleibt, kann davon abgewichen 
werden.
Für die Verwaltungen ist die 
Entscheidung zu begrüßen. Es 
liegt im Interesse der Verwal-

tung, die Entscheidungen 
nicht anstelle der Ei-

gentümergemein-
schaft zu treffen, 

Karlsburg 2 | 27568 Bremerhaven | Telefon  (0471) 39 19 9-0 
mail@kanzlei-im-zentrum.de | www.kanzlei-im-zentrum.de

Herausforderungen

Ingeborg Model 

• Allgemeines 
 Vertragsrecht
• Arbeitsrecht
• Arzthaftungsrecht
• Bankrecht
• Bau- und 
 Architektenrecht
• Erbrecht
• Familienrecht

• Forderungseinzug
• Handels- und 
 Gesellschaftsrecht
• Immobilienrecht
• Kaufrecht
• Maklerrecht
• Markenrecht
• Mietrecht
• Pferderecht

• Presserecht
• Steuerrecht
• Verkehrsrecht
• Versicherungsrecht
• Verwaltungsrecht
• Wettbewerbsrecht
• Wohnungseigen-
 tumsrecht
• Zwangsvollstreckung



3

weil damit regelmäßig auch ein 
Haftungsrisiko verbunden ist. 
Auch wenn solche Beschlüsse 
zunächst bis zur gerichtlichen 
Entscheidung wirksam sind und 
durchgeführt werden müssen, 
kann der Verwalter sich Ersat-
zansprüchen aussetzen, wenn 
der Beschluss später für ungül-
tig erklärt wird. Neben den Ver-
fahrenskosten drohen Kosten 
für die Rückabwicklung eines 
unzulänglichen Beschlusses.
Damit in der Eigentümerver-
sammlung vernünftige Ent-
scheidungen getroffen werden 
können, ist es wichtig, die Ei-
gentümerversammlungen sorg-
fältig vorzubereiten. Die Ver-
waltung muss die Eigentümer 
rechtzeitig vor der Versamm-
lung mit allen relevanten Infor-
mationen versorgen, damit eine 
Entscheidungsgrundlage gege-
ben ist. Bleiben in der Versamm-
lung Fragen offen und handelt 
es sich nicht um eine Notmaß-
nahme, mit deren Durchfüh-
rung nicht abgewartet werden 
kann, muss erst die Beantwor-
tung der Fragen vorbereitet 
werden und die Maßnahme in 
einer weiteren Versammlung 
abschließend erörtert werden. 
Erst danach können die Eigen-
tümer über die Durchführung 
entscheiden. Dass dies zu einer 
unerwünschten Verzögerung 
führt, liegt auf der Hand. Des-
halb sollte beachtet werden, 
dass bei der Beschlussfassung 
über die Vergabe von größeren 
Instandhaltungsmaßnahmen 
den Eigentümern mindestens 
drei Kostenvoranschläge von 
konkurrierenden Firmen vorlie-
gen sollen. Es entspricht nicht 
ordnungsmäßiger Verwaltung, 
wenn die Hausverwaltung im 
Rahmen der Beschlussfassung 
zur Einholung von weiteren 
Angeboten und zur Vergabe 
des Auftrags an den “günstigs-
ten Anbieter” verpflichtet wird 
(LG München I, Urteil vom 
06.07.2015 - 1 S 12587/14 WEG). 
In dem Fall, den das Landge-

richt München I entschieden 
hat, hatte die Hausverwaltung 
in der Eigentümerversammlung 
nur ein Angebot einer Fachfir-
ma vorgelegt. Die Eigentümer 
beschlossen, dass die Haus-
verwaltung noch zwei weitere 
Angebote einholen soll und die 
Hausverwaltung ermächtigt, 
den Auftrag an den günstigs-
ten Anbieter zu vergeben. Die 
Beschlussfassung wurde ange-
fochten. Sowohl das Amtsge-
richt als auch das Landgericht 
München I haben die Beschlüs-
se für unwirksam erachtet. Der 
Umstand, dass der Verwalter 
Vergleichsangebote einholen 
und dann über die Auftragsver-
gabe entscheiden soll, bedeutet 
eine nicht mehr zulässige Dele-
gation von Befugnissen der Ei-
gentümergemeinschaft auf die 
Verwaltung. Seit vielen Jahren 
fordert die Rechtsprechung die 
Einholung von Vergleichsan-
geboten. Ausnahmen werden 
sehr restriktiv gehandhabt. 
Auch wenn es in der Praxis oft 
schwierig ist, drei vernünftige 
Vergleichsangebote einzu-
holen, sollte im Interesse der 
Wirksamkeit der Beschlussfas-
sungen darauf geachtet werden. 
Nur bei Maßnahmen mit sehr 
geringem wirtschaftlichen Wert 
oder bei Folgeaufträgen kann 
darauf ausnahmsweise verzich-
tet werden. Grundsätzlich wird 
man darauf achten müssen, dass 
vor der Eigentümerversamm-
lung - und zwar rechtzeitig - drei 
belastbare Vergleichsangebote 
von konkurrierenden Firmen 
vorliegen. Die Entscheidung 
über die Ausführung und Auf-
tragsvergabe treffen die Eigen-
tümer in der Versammlung. 
Dem Verwalter soll nur noch der 
Vollzug obliegen. 
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